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Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister des Innern, dem Herrn Bundesminister 
der Justiz, dem Herrn Bundesminister für innerdeutsche Bezie- 
hungen und dem Bundeskanzleramt wie folgt: 


1. Sind diejenigen Gebiete des Deutschen Reichs, die heute unter 
polnischer Verwaltung stehen, für die Bundesrepublik Deutsch- 
land Inland oder Ausland? 

Auch wenn in gewissen Zusammenhängen bisher der Begriff 
„Inland" sinngemäß auf die Gebiete jenseits der Oder-Neiße- 
Linie angewandt worden ist, so hat dies nicht bedeuten können, 
daß diese Gebiete für die Bundesrepublik Deutschland Inland 
im üblichen Sinne sind, da sie nicht der auf den Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes beschränkten Gebietshoheit der Bun- 
desrepublik Deutschland unterliegen. 


2. Ändert sich dieser Sachverhalt im Falle einer Ratifizierung des 
Vertrages vom 7. Dezember 1970 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Volksrepublik Polen? 

Nach Inkrafttreten des Vertrages von Warschau wird klar sein, 
daß die Oder-Neisse-Linie für die Bundesrepublik Deutschland 
die westliche Staatsgrenze der Volksrepublik Polen bildet und 
deshalb die Gebiete jenseits dieser Grenze für die Bundesrepu- 
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blik Deutschland nicht Inland sein werden, wenngleich eine 
friedensvertragliche Regelung für Deutschland noch nicht zu- 
stande gekommen ist und die Rechte und Verantwortlichkeiten 
der Vier Mächte in bezug auf Deutschland als Ganzes fort- 
bestehen. 

Bezüglich der rechtlichen Konsequenzen der Grenzfeststellung 
des Warschauer Vertrages hat der Bundesminister des Auswär- 
tigen der polnischen Seite vor Unterzeichung des Vertrages 
folgendes erklärt: 

„Durch den Abschluß dieses Vertrages gehen keiner Person 
Rechte verloren, die ihr nach den in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Gesetzen zustehen." 


3. Wie erklärt es sidi, daß in der Sitzung des Reditsausschusses 
des Bundesrates vom 14. Januar 1972 Bundesjustizminister Jahn 
die unter 1. genannten Gebiete als „deutsches Gebiet" bezeich- 
net hat, während der Vertreter des Auswärtigen Amts in der 
gleichen Sitzung dargelegt hat, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land diese Gebiete „nicht mehr als Inland ansehen und behan- 
deln kann"? 

Die zitierte Äußerung des Herrn Bundesministers der Justiz in 
der Sitzung des Rechtsausschusses des Bundesrates vom 14. Ja- 
nuar 1972 ging von der gegenwärtigen Rechtslage aus. Die Auf- 
fassung der Bundesregierung über die Rechtslage nach Inkraft- 
treten des Warschauer Vertrages ist deutlich zum Ausdruck 
gebracht worden. 
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